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STELLUNGNAHME DER KOMMISSION

vom 19. Januar 1972

zu den Anträgen des Königreichs Dänemark, Irlands , des Königreichs Norwegen und des
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland auf Beitritt zu den Europäischen

Gemeinschaften

Entwicklung der internationalen Beziehungen zu be­
teiligen und doch ihren inneren Zusammenhalt und
ihre innere Dynamik zu bewahren.

Mit ihrer Mitgliedschaft in den Gemeinschaften
akzeptieren die antragstellenden Staaten vorbehaltlos
die Verträge und ihre politischen Zielsetzungen, die
seit Inkrafttreten der Verträge getroffenen Entschei­
dungen jeglicher Art sowie die hinsichtlich des Aus­
baus und der Stärkung der Gemeinschaften getroffe­
nen Optionen.

Insbesondere ist die mit den Verträgen zur Gründung
der Gemeinschaften geschaffene Rechtsordnung im
wesentlichen gekennzeichnet durch die unmittelbare
Anwendbarkeit einiger ihrer Bestimmungen und be­
stimmter von den Organen der Gemeinschaften erlas­
sener Rechtsakte, durch den Vorrang des Gemein­
schaftsrechts gegenüber ihm etwa entgegenstehenden
einzelstaatlichen Bestimmungen und durch das Beste­
hen von Verfahren, die geeignet sind, die einheitliche
Auslegung des Gemeinschaftsrechts zu sichern. Der
Beitritt zu den Gemeinschaften schließt die Anerken­
nung des zwingenden Charakters dieser Vorschriften
ein, deren Einhaltung unerläßlich ist, um die Wirk­
samkeit und Einheitlichkeit des Gemeinschaftsrechts
zu gewährleisten —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEIN­
SCHAFTEN —

gestützt auf die Artikel 98 des Vertrages zur Grün­
dung der EGKS, 237 des Vertrages zur Gründung der
EWG und 205 des Vertrages zur Gründung der EAG;

in Erwägung nachstehender Gründe :

Das Königreich Dänemark, Irland, das Königreich
Norwegen und das Königreich Großbritannien und
Nordirland haben beantragt, Mitglieder dieser Ge­
meinschaften zu werden.

In ihren Stellungnahmen vom 29. September 1967
und 1 . Oktober 1969 hatte die Kommission bereits
Gelegenheit, ihre Auffassung zu bestimmten wesent­
lichen Aspekten der mit diesen Anträgen verbunde­
nen Probleme darzulegen.

Die Bedingungen für die Aufnahme dieser Staaten
und die durch den Beitritt erforderlich werdenden
Anpassungen der Verträge zur Gründung der Ge­
meinschaften wurden im Rahmen einer Konferenz
zwischen den Gemeinschaften und den antragstellen­
den Staaten ausgehandelt. Die einheitliche Vertretung
der Gemeinschaften war unter Einhaltung des in den
Verträgen geregelten institutionellen Dialogs gewähr­
leistet .

Nach Abschluß dieser Verhandlungen ist zu erken­
nen, daß die so vereinbarten Bestimmungen billig und
angemessen sind; die Erweiterung wird es der Ge­
meinschaft daher ermöglichen, sich verstärkt an der

BEFÜRWORTET

den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des
Königreichs Norwegen und des Vereinigten König­
reichs Großbritannien und Nordirland zu den Euro­
päischen Gemeinschaften.

Diese Stellungnahme ist an den Rat gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 19. Januar 1972.

Für die Kommission

Franco M. MALFATTI

Präsident


